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Einleitung

“Die ‘Christen für gerechte Wirtschaftsordnung’ wollen aus 
Verantwortung für Frieden und Bewahrung der Schöpfung 
zu einer Wirtschaftsordnung beitragen, die sich an den 
Bedürfnissen der Menschen orientiert, gleiche Freiheit ge-
währt und Solidarität fördert. Dafür vertiefen und verbrei-
ten sie das Wissen insbesondere auf den Gebieten der Geld- 
und Bodenordnung als Grundlage eines human–ökologischen 
Steuersystems, fairer Betriebs- und Unternehmensverfassung, 
gerechter Sozialordnung und solidarischer Weltwirtschaft. Zu 
diesem Zweck vernetzen sie hieran interessierte Menschen, 
schulen und vermitteln ReferentInnen, fördern und verbreiten 
Publikationen, veranstalten Vorträge, Seminare und Tagungen, 
beteiligen sich an der öffentlichen Meinungsbildung, regen 
zu praktischen Schritten an und unterstützen die Forschungs- 
und Bildungsarbeit gleichorientierter Institutionen.”

(§ 2a der CGW–Satzung)

Wir sind weder eine Religionsgemeinschaft noch eine Partei, sondern eine 
Bildungseinrichtung, die aus sozialer und religiöser Verantwortung in den 
politischen Raum einwirken möchte. Die vorliegende Schrift ist deshalb kein 
abgerundetes Programm, sondern ein Werkstattbericht mit vorläufigen Teil-
erkenntnissen und vielen offenen Fragen. Für deren weitere Klärung wün-
schen wir uns breite Zusammenarbeit mit allen interessierten Gruppen.

 Wir sind ökumenisch ausgerichtet und für alle offen, die wollen, dass Chris-
ten ihre Verantwortung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-
fung wahrnehmen. Ansporn hierzu finden wir sowohl im Alten und Neuen 
Testament und bei den Kirchenvätern als auch im Judentum, im Islam und 
im Buddhismus sowie bei Sozialreformern der Neuzeit. Jahrtausendealte 
Grundregeln fairen Miteinanderwirtschaftens werden für uns aktuell durch 
Ideen der von Silvio Gesell (1862 - 1930) initiierten Freiwirtschaftsbewe-
gung, aus der unsere Vorläuferorganisation AfC (Arbeitsgemeinschaft frei-
wirtschaftlicher Christen) im Jahr 1950 entstanden ist.
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Daraus erklären sich unsere Schwerpunkte Geld- und Bodenordnung. 
Dass sie zentrale Fragen gesellschaftlicher Ordnung sind, finden wir bestä-
tigt sowohl in anthroposophischer Sozialwissenschaft als auch in einzelnen 
Stimmen moderner Geldtheorie und Umweltökonomie.

Als allgemein verständliche Einführung soll diese Broschüre die Ansatzpunkte 
notwendiger Reformen benennen und begründen. Zur Vertiefung empfohle-
ne Bücher werden im Anhang aufgeführt. Entstanden ist diese Schrift aus in-
tensivem Gespräch unter den Mitgliedern und mit Teilnehmer/innen unserer 
Bildungsveranstaltungen, denen auch an dieser Stelle dafür gedankt sei. 

Diese Zwischenbilanz möchte eine Diskussion anregen und ist auf Fort-
schreibung angelegt, woran mitzuwirken alle Leser/innen freundlich einge-
laden sind. Das “Jubeljahr 2000”, mit dem die Katholische Kirche in öku-
menischer Absicht an die altisraelitische Sozialgesetzgebung mit Zinsver-
bot, Erlass- und Halljahr erinnerte, bot zu solcher Besinnung ebenso Ge-
legenheit wie das Anti–Mammon–Programm des Reformierten Bundes in 
Deutschland, der konziliare Prozess und die Bemühungen, die Agenda 21 
von Rio de Janeiro auf allen politischen Ebenen umzusetzen.

Die im Jahr 2008 ausgebrochene Finanzmarktkrise bestätigt unsere Diagno-
se einer „monetären Teufelsspirale“. Eine Blase aus illusionären Geldvermö-
gen und uneinbringlichen Schulden ist geplatzt. Mit riesigen Pflastern zu-
sätzlicher Staatsverschuldung wird versucht sie zu flicken, was die Staaten 
in immer stärkerem Maße zu Tributeintreibern für Privilegierte macht. Eine 
solche Krise birgt neben Gefahren auch Chancen, wenn wir uns auf Grund-
fragen besinnen und die Regeln des Miteinanderwirtschaftens neu buchsta-
bieren. Dazu möchte diese Einführung beitragen. 
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Warum?1.	

Widersprüche1.1	

Unser Wirtschaftsleben treibt in immer größere Ungleichgewichte und Wi-
dersprüche:

Armut und Reichtum, 
Hunger und Überernährung, 

unerfüllte Aufgaben und Massenarbeitslosigkeit, 
wachsende Schulden und Geldvermögen, 
Armutswanderungen und Abschottung, 

soziale Spannungen, Gewalt und Kriege, 
Umweltzerstörung aus Not und Verschwendung, 

Wachstumszwänge und -grenzen, 
Wettlauf um letzte Naturressourcen.

Unsere Situation ist gekennzeichnet durch bedrohliche Beschleunigung, 
Verdrängung des Lebens, Verselbständigung der Technik, Raub der Zeit 
und menschlicher Freiheit. Sie gleicht in erschreckendem Maße dem Ge-
schehen, das Goethe in seinem Gedicht “Der Zauberlehrling” schildert oder 
auch Michael Ende in seinem Märchenroman “Momo”. Weisheit, Liebe und 
Mut sind gefordert.

Vision1.2	

Nach unserem Eindruck bringen die kapitalistischen Strukturen des Wirt-
schaftslebens vorwiegend die unsoziale Seite des Menschen zur Geltung. 
Statt aber, wie z.B. im staatssozialistischen Experiment der Sowjetunion, 
das Soziale herbeizuzwingen, wollen wir die Rahmenbedingungen des Wirt-
schaftens so gestalten helfen, dass sich das Soziale im Menschen frei ent-
falten kann.

Denn: 

•	 Mindestens so stark wie die eigenen materiellen Bedürfnisse ist das Be-
streben der Menschen, sich für andere arbeitend nützlich zu machen 
und in der Gesellschaft gebraucht zu werden.
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•	 Dem entspricht arbeitsteilige Wirtschaft, in der jede/r objektiv für an-
dere arbeitet und nach deren Bedürfnissen fragt. Die sich ergänzenden 
unterschiedlichen menschlichen Fähigkeiten können sich erst dadurch 
entfalten.

•	 Wirtschaft ist deshalb notwendigerweise ein Für- und Miteinander und 
auf Verständigung und Solidarität (Geschwisterlichkeit) angelegt.

•	 Es ist genug für alle da, auch für 10 Milliarden Menschen und für künf-
tige Generationen – wenn wir mit den Schätzen dieser Erde behutsam 
umgehen.

•	 Ein schonender Umgang mit den materiellen Ressourcen würde ge-
fördert, wenn sich die Inanspruchnahme in den Preisen niederschlägt.

•	 Der durch die Technik ermöglichte Produktivitätsfortschritt erspart uns 
viel mühsame Arbeit in Landwirtschaft, Güterproduktion und inzwi-
schen auch im Dienstleistungssektor. Dafür gibt es unbegrenzte Auf-
gaben im kulturellen und sozialen Bereich (Kunst, Wissenschaft und 
Religion, Gesundheitswesen, Erziehung und Bildung).

•	 Die in den ersten drei Sektoren erzeugten Überschüsse könnten also in 
den vierten fließen; denn sich als soziales und kulturelles Wesen zu 
entfalten, ist die eigentliche Bestimmung des Menschen.

•	 Menschenwürde verlangt nach einer sozialen Grundsicherung, damit 
nicht Existenzangst, sondern soziale und kreative Antriebe zur Arbeit 
motivieren.

•	 Erziehungs- und Familienarbeit sollte ihre angemessene Gegenleis-
tung durch die Gemeinschaft finden.

•	 An dem, was allen gehört, der Erde und ihren Schätzen wie auch an öf-
fentlichen Einrichtungen wie dem Geld, darf es keine Privilegien ge-
ben.

•	 Das Ergebnis gemeinsamer Arbeit gebührt allen Beteiligten und nicht 
einseitig denen, die Eigentumstitel an Produktionsmitteln geltend ma-
chen.

•	 Wer gute Ideen und Initiative hat, sollte sich ungehindert selbständig 
machen können.
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•	 Dann erfüllt Wirtschaft ihre Funktion als materielle Grundlage für ein 
freies Geistesleben und für demokratische Gemeinwesen, statt diese zu 
beherrschen und zu gefährden, und es realisieren sich Freiheit, Gleich-
heit und Geschwisterlichkeit in ihren je eigenen Funktionsbereichen.
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Was ändern?2.	
Die Wirklichkeit zeigt es: Wirtschaft wird nicht von selbst geschwisterlich, 
sondern braucht einen entsprechenden rechtlichen Rahmen. Dieser kann so 
eng sein, dass das Wirtschaftsleben erstickt, oder so verfehlt, dass es, die 
selbst produzierten Ungleichgewichte durch ständiges Wachstum überspie-
lend, an sich selbst zugrunde geht.

Fragen wir nach den Grundelementen notwendiger und gerechter Wirtschafts-
ordnung, gehört dazu vor allem der gleiche Zugang für alle Menschen zu 
dem, was allen gemeinsam gehört, also zur Erde mit allen ihren Schätzen. 
Die Nutzung des Bodens zum Wohnen und zur Fortbewegung, für Landwirt-
schaft und Güterproduktion und die pflegliche Nutzung der Energiequellen 
und Bodenschätze, so dass sie auch künftigen Generationen noch zur Ver-
fügung stehen, wären also primäre Ordnungsaufgaben (2.2); aber auch die 
Verfügung über umfangreiche Produktionsmittel, die gemeinsam erstellt und 
nur im Miteinander genutzt werden können (2.3). 

Regelungsbedürftig ist aber auch ein anderes Gemeinschaftsgut, das Geld 
(2.1). Privat ist nur der Anspruch, den das Geld dokumentiert, nicht das Do-
kument selbst. Eigenart und Bedeutung des Geldes verdeutlicht eine Fabel. 
Danach ist die Erde das Geschenk Gottes an die Menschheit und das Geld 
das Geschenk des Teufels. Das Geld deshalb zu meiden hieße, unserer Er-
denaufgabe auszuweichen, nämlich an den so entwicklungsfördernden wie 
gefährlichen Wirkungen dieses Geschenks zu wachsen.

Umgang mit Geld2.1	

Kaufen, Leihen und Schenken2.1.1	

 “Geld ist wie Mist – es bringt nur Segen, wenn es ausge-
streut ist.” (Konfuzius)

Wie ein schillerndes Spiegelbild verhält sich das Geld zum göttlichen Ge-
schenk Erde; letztere ist für unser materielles Dasein natürliche Lebensgrund-
lage, die wir nutzen und an unsere Nachkommen weitergeben. Geld hinge-
gen können wir überhaupt nur durch Weitergeben nutzen. 
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Diese Tatsache gerät leicht aus dem Blickfeld, wenn man dem Geld neben 
den Funktionen als Wertmesser und Tauschmittel auch noch die eines Wert-
aufbewahrungsmittels zuweist. Denn ein Instrument, das im Fließen seine 
Funktion erfüllt, muss diese im Ruhen verfehlen.

Klarer wird die Funktion des Geldes, wenn man seine drei Grundverwen-
dungsarten betrachtet.

a) Die älteste Form des wirtschaftlichen Miteinanders ist die Leihe. Denn 
weil wir unfertig geboren werden, brauchen wir die Fürsorge unserer Eltern, 
die mit Recht erwarten, im Alter von ihren Kindern versorgt zu werden. Der 
Generationenvertrag zeigt: Der Mensch ist auf Schuldenmachen angelegt. 
Wichtig ist aber, wofür Schulden gemacht werden und wie beide Seiten da-
mit umgehen. Wenn Eltern oder Gläubiger mehr zurückverlangen, als sie 
gegeben haben, werden Schulden zum Ausbeutungsinstrument.

In Wirklichkeit löst das Leihen auf beiden Seiten ein Problem, indem es z.B. 
dem jungen Menschen eine Investition und Existenzgrundlage ermöglicht 
und dem älteren durch spätere Rückzahlung das Alter sichert. Das eine ist 
so dringlich wie das andere. Stets den jungen Menschen allein dafür zahlen 
zu lassen, dass er eine Vorleistung anderer braucht, verfälscht die Interessen-
lage und behindert den durch Leihe möglichen gerechten Ausgleich in der 
Zeitdimension. Dass wir nacheinander auf dieser Erde erscheinen und uns 
dadurch wechselseitig stützen, ist Grundbedingung unseres Daseins. Zeit-
lichen Vorsprung zu Geld zu machen bedeutet, auf Kosten späterer Gene-
rationen zu leben.

Die Grundannahme, alle Menschen hätten eine Vorliebe für Gegenwartsgü-
ter und müssten deshalb dafür zahlen, ist genauso falsch wie die Behaup-
tung, der Mensch habe unbegrenzte Bedürfnisse, was im geistigen Bereich 
richtig, im materiellen jedoch unzutreffend ist, wie jeder bei Essen und Trin-
ken rasch feststellen kann. 

b) Da unser Leben zeitlich begrenzt ist, kann das Anhäufen von Schätzen, 
die wir selbst weder jetzt noch später brauchen, nicht verhindern, dass sie 
mit unserem Ableben anderen zufallen. Die zeitliche Verzögerung der Wei-
tergabe mag bei produzierbaren Gütern weniger schädlich sein, bei Geld, 
das nur im Fließen seine Funktion erfüllt, blockiert solches Horten täglich 
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wirtschaftlichen Austausch zwischen den Menschen. Deswegen ist die zwei-
te Verwendungsart des Geldes, das Schenken, unverzichtbar. 

Denn viele Menschen können weit mehr leisten, als sie brauchen, und kom-
men auf diese Weise zu einem auch sie selbst beglückenden Ausgleich mit 
denen, die etwa durch Krankheit oder Behinderung mehr brauchen als sie 
leisten; und sie ermöglichen kulturelle Aktivitäten, die, weil richtigerweise 
für die Gesamtmenschheit erbracht, nicht käuflich, sondern nur durch Schen-
kungsgelder finanzierbar sind.

Dies gilt nicht nur für Kunst, Religion und Wissenschaft, sondern auch für 
unser ganzes Bildungswesen. Da sich die erforderlichen Schenkungsgelder 
nicht einstellen, sieht sich der Staat genötigt, die Finanzierung durch Steuern 
zu sichern. Was für alle Beteiligten, die Schenker, die beschenkten Kultur-
treibenden und die durch vielfältige Kultur beschenkten Menschen, höchst 
befriedigend wäre, wird zum Ärgernis Nr. 1, nämlich zu einer staatlichen 
Zwangsschenkungsapparatur; ihr zu entgehen werden die größten (und oft 
kriminellen) Anstrengungen unternommen. Was sich frei sollte entfalten kön-
nen, Bildung und Kultur, wird entweder kommerziell verdorben oder staat-
lich gegängelt und stranguliert.

c) Die dritte Verwendungsart des Geldes ist das Kaufen, ermöglicht durch 
eigene Leistung, Leihe oder Schenkung. Das Geld hilft, den Tauschvorgang 
in zwei Akte, Verkauf und Kauf, aufzuteilen und fördert dadurch wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, Arbeitsteilung und kulturelle Entfaltung. Das Kaufen 
stillt Bedürfnisse und gibt Produzenten und Lieferanten Gelegenheit, sich 
für andere Menschen nützlich zu machen. 

Dass wir uns in unserer Verschiedenheit wechselseitig ergänzen und dank 
Arbeitsteilung unsere individuellen Fähigkeiten entfalten können, gelingt je-
doch nur, wenn sich das Geld stets dort einstellt, wo es gebraucht wird. An-
dernfalls errichtet Geld Mauern, statt Menschen miteinander zu verbinden 
und ihnen zu ermöglichen, füreinander zu arbeiten. Massenarbeitslosigkeit 
und ungestillter Bedarf sind die Folgen. Als öffentliches Transportmittel sollte 
Geld deshalb so gehandhabt werden, dass Geld und Bedarf nicht auseinan-
derdriften. Dazu bedarf es aller drei Formen: Leihe, Schenkung und Kauf.
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Blockade durch Zins2.1.2	

Was hemmt nun diesen Kreislauf von Kaufen, Leihen und Schenken? Es ist 
die merkwürdige Erscheinung, dass sich Geld beim Verleihen und Inves-
tieren durch Zins und Zinseszins, Dividenden und Renditen auf wundersa-
me Weise vermehrt, und zwar ungeschickterweise gerade bei denjenigen, 
die tendenziell ohnehin schon mehr haben, als sie momentan brauchen. Wie 
eine Droge wird das Anhäufen von Geld zum Selbstzweck und überschrei-
tet bei den einen auch künftigen Bedarf bei weitem, während es den ande-
ren die Befriedigung des gegenwärtigen Bedarfs verwehrt. 

Im Zins, den der Kreditnehmer an die Bank zahlt, stecken mehrere berech-
tigte Bestandteile, wie das Schema verdeutlicht: Vermittlungskosten und 
Risiko sowie Inflationsausgleich; als pendelnde Größe soll der Realzins An-
gebot und Nachfrage in Übereinstimmung bringen. In einer Marktwirtschaft 
sind diese Funktionen des Zinses unverzichtbar, wenngleich man fragen kann: 
Warum sind die Risiken so hoch, gehen so viele Firmen in Konkurs und ist 
die Risikoeinschätzung so aufwendig? Warum übernehmen die Geldanle-
ger nicht auch einen Teil der Risiken? Warum haben wir regelmäßig Infla-
tion, obwohl sie die Wertmesserfunktion des Geldes untergräbt? Warum ist 
das Geld ständig knapp und der Zins deshalb immer positiv? Warum pen-
delt er nicht um Null bzw. um Risiko- und Vermittlungskosten über Null? 
Was blockiert ein solches Absinken?

Der Zins hat eine Untergrenze, und dort sitzt das Problem. Die vorherr-
schende Wirtschaftswissenschaft bietet hierfür zwei Erklärungen: Zum ei-
nen wird gesagt, dieser Grundsockel im Zins sei der Anteil des Kapitalge-
bers am Gewinn des Investors. Dann aber müsste dieser Zinsanteil varia-
bel sein und bei verlustbringender Investition auch ins Minus gehen, was 
er nicht tut; und bei Konsumentenkrediten dürfte er gar nicht erscheinen. 
Dafür bieten die Ökonomen eine zweite Erklärung: Insoweit sei der Zins 
ein Ausgleich für Konsumverzicht. Abgesehen davon, dass Millionäre und 
Milliardäre wohl kaum auf Konsum verzichten, unterstellt diese Erklärung 
eine einseitige Interessenlage, die, wie gezeigt, so gar nicht gegeben ist. Im 
Gegenteil: Bei überalternder Bevölkerung wie bei uns steigt der Anteil de-
rer, die zwecks Alterssicherung Konsum in die Zukunft verlagern wollen 
und den jungen Menschen entgegenkommen müssten, die für Investitionen 



– 13 –

Schulden aufnehmen und spätere Rückzahlung versprechen. Die Tatsache, 
dass der Realzins auch in solcher Lage nicht ins Minus geht, zeigt, dass der 
marktwirtschaftliche Ausgleich über den Preis des Geldes blockiert oder 
doch verfälscht wird. Denn Geld kann durch Zurückhalten oder spekulative 
Verwendung künstlich verknappt werden und stellt sich leihend und inves-
tierend nur zu einem Mindestzins zur Verfügung.

Überzeugend deutete der große englische Ökonom John Maynard Keynes 
den Grundsockel des Zinses als Prämie für Liquiditätsverzicht. Denn Geld 
macht seinen Besitzer beweglich, weil alle anderen Wirtschaftsteilnehmer/
innen bereit sind, es als Zahlungsmittel anzuerkennen. Anschaulich hat Die-
ter Suhr diese Eigenschaft des Geldes als “Jokervorteil” bezeichnet. Weil 
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Größe und Zusammensetzung
der Kreditzinssätze 
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liquides Geld es ermöglicht, jederzeit ein gutes Geschäft zu machen, kann 
der Geldbesitzer für die zeitweise Überlassung dieses Vorteils am Markt ein 
Entgelt durchsetzen, das Zeit zu Geld macht. 

Dieser Jokervorteil des Geldes ist jedoch keine Leistung des Geldbesitzers, 
sondern die Eigenschaft eines öffentlichen Transportmittels und beruht auf 
Rechtsordnung und Vertrauen aller Wirtschaftsteilnehmer. Gerechterweise 
dürfte die Liquiditätsverzichtsprämie im Zins deshalb nicht dem zufälligen 
Geldbesitzer zufließen, sondern der Gemeinschaft. Andernfalls wird der Rei-
che leistungslos immer reicher, indem er ein allgemeines Transportmittel nur 
gegen Entgelt weitergibt. Auf diese Weise lassen wir eine öffentliche Ein-
richtung zu einem privaten Spekulationsobjekt verkommen. 

Folgen2.1.3	

Auch wenn der Kreditnehmer das geliehene Geld kaufend weitergibt, bleibt 
die Zinsbelastung bei ihm hängen. Für einen einmaligen Kredit schuldet er 
so lange Zins, bis er den Kredit zurückgezahlt hat. Diese Belastung wird er 
entweder dadurch aufzufangen versuchen, dass er an anderer Stelle spart 
oder seinen Betrieb ”rationalisiert”, was seinen bisherigen Lieferanten und 
Mitarbeitern Probleme macht und Arbeitslosigkeit erzeugt. Oder er muss 
die Zinsbelastung auf seine Preise aufschlagen, so dass alle seine Kunden 
die Zinsen seines Kredits bezahlen. Auf diese Weise wird die Verzinsung 
des eingesetzten Kapitals zum regelmäßigen Bestandteil in allen Preisen 
und verursacht Teuerung.

Dieser Anteil differiert je nach Kapitalintensität und ist deswegen schwer 
zu beziffern, weil auch in allen übrigen Kosten (z.B. Betriebskosten) Zin-
santeile stecken, die sich in der Produktionskette aufhäufen. Andererseits 
bedeutet nicht der gesamte Zinsanteil im Preis eine ungerechte Umvertei-
lung, weil, wie oben dargestellt, auch Kosten für Risiko und Vermittlung 
und insbesondere die Inflation damit ausgeglichen werden. Auch wenn der 
ungerechte Anteil des Realzinses in allen Preisen durchschnittlich nur 10 % 
betragen sollte, bedeutet dies eine ständige Subventionierung der Reichen 
durch die Armen.

Um trotz zinsbedingter Teuerung ihren Lebensstandard zu halten, müssen 
alle Konsumenten mehr arbeiten, finden hierfür jedoch so lange keine Abneh-
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mer, als die Gläubiger ihre Zinseinnahmen nicht wieder in den Wirtschafts-
kreislauf einspeisen. Entscheidend ist nun, wie dies geschieht. Wenn Geld-
verleiher und Investoren einsähen, dass ihnen im Grundsockel des Realzin-
ses bzw. ihrer Dividenden und Gewinne etwas zugeflossen ist, was nicht ih-
nen gebührt, sondern der Gemeinschaft, und diese Anteile deswegen an Be-
dürftige und Kulturtreibende schenkend weitergäben, dann könnte die Wirt-
schaft noch im Gleichgewicht bleiben. Was freiwillig ein guter Weg wäre, 
gelingt durch steuerlichen Zwang wegen hoher Freibeträge, Abschreibun-
gen und Steuerhinterziehung nur höchst unzureichend.

Wenn Geldverleiher ihre (Real-)Zinseinnahmen kaufend einsetzen, können 
sie sich durch einen einzigen und auf Dauer aufrechterhaltenen Leihvorgang 
auf Kosten anderer einen besseren Lebensstandard leisten. Immerhin könn-
te die Wirtschaft auf diesem Niveau der Ungleichheit bleiben. Noch fehlt 
die Dynamik weiterer Verschlimmerung. Die italienische Renaissance war 
hierfür ein Beispiel. Die Reichen leisteten sich Prachtbauten und Kunstwer-
ke, die viele Menschen in Arbeit und Brot brachten und noch heute unsere 
Bewunderung verdienen. 

Doch der bei weitem größte Teil aller Zins- und sonstigen Vermögensein-
nahmen wird weder verschenkt noch kaufend eingesetzt, sondern wiederum 
verliehen und investiert. Selbst wenn dies unverzinslich geschähe, würde 
die Wirtschaft stetig neue Geldanlagen bieten müssen, trüge also in sich be-
reits den Zwang zu steigender Verschuldung und Wachstum, wenn ärme-
re Schichten nicht verhungern sollen. In Wirklichkeit aber werden Zinsein-
nahmen ganz überwiegend nur gegen Zins in den Wirtschaftskreislauf ein-
gespeist. Dieser Zinseszinseffekt nötigt die Wirtschaft zu exponentiellem 
Wachstum. Hier liegt die Antwort auf die Frage, warum unsere Wirtschaft 
ständig wachsen muss. 

Geld wirkt im gesellschaftlichen Organismus wie krankes Blut, das nur flüs-
sig bleibt, wenn ein erheblicher Teil (entsprechend dem leihend und inves-
tierend eingesetzten Geld) sich dabei vermehren kann. Ein solcher Organis-
mus muss entweder an Blutgefäßverstopfung (Thrombose) oder an funkti-
onslos wucherndem Wachstum (Krebs) zugrunde gehen. Armut, Massenar-
beitslosigkeit und Hunger sind Symptome der einen Krankheit, Reichtum, 
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Überfluss, Wegwerfprodukte und ökologische Zerstörung Erscheinungsfor-
men der anderen.

Diese von zwei Seiten drohende Gefahr führt nahezu zwangsläufig zu einem 
zerstörerischen Auf und Ab der Wirtschaft. Rezessionen und konjunkturel-
le Überhitzung lösen sich ab und hinterlassen Pleiten, Arbeitslosigkeit und 
Elend. Bei dem Versuch, diese Berg- und Talfahrt zu verstetigen, kurbelt staat-
liche Wirtschaftspolitik entweder mit Subventionen, Investitionsprogram-
men und Exportförderung – und alles auf Pump – die Wirtschaft an und be-
schleunigt den Wettlauf in den ökologischen Kollaps. Oder sie wählt einen 
Sparkurs und lässt die Zahlen der Arbeitslosen und der Sozialhilfeempfänger 
in die Höhe schießen. Sie kann lediglich das eine Übel durch Verschlimme-
rung des anderen ein wenig dämpfen. Soziale Spannungen, der Kampf um 
die letzten Naturressourcen und der Zwang zu gewinnbringenden Investiti-
onen suchen einen Ausweg in militärischer Überrüstung und Kriegen. 

Der monetäre TeufelskreisDer monetäre Teufelskreis
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steigende Zinseinkommen
wachsende Geldvermögen
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Dass die großen Probleme unserer Zeit um Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung mit dem Geldwesen zusammenhängen, besagt nicht, 
dass dies die einzige Ursache sei und hier ein allein ausreichender Therapie-
ansatz liege. Aber es könnte ein notwendiger Reformansatz sein, ohne den 
alle anderen (auch erforderlichen) Bemühungen letztlich erfolglos bleiben. 

Dafür sprechen bereits die einfachen Regeln der Mathematik. Zinseszins 
und dadurch erzwungenes prozentuales Wachstum bedeutet (exponentielles) 
Wachstum in Verdoppelungsraten, bei 1% in 72 Jahren, bei 4% in 18 Jah-
ren, was unverändert fortgesetzt nach 180  Jahren zum 1.024-fachen und 
damit ins Absurde führt. Die zerstörerische Dynamik des Zinseszinseffekts 
wird jedem deutlich, der einmal ausrechnet, was aus einem Euro im Jahre 
Null zu 4% Realzins auf die Bank gelegt mit Zins und Zinseszins bis zum 
Jahr 2000 geworden wäre: 1,042000 = 1,166 × 1034. Da die gesamte Erde nur 
5,9 × 1027 Gramm schwer ist, entspräche dieser Wert (beim Goldpreis von 
10 €/g) 197.618 Goldkugeln von der Schwere bzw. etwa 56.460 Goldku-
geln von der Größe der Erde.

Umso erschreckender ist es, wie hartnäckig das Problem des Geldwesens 
als Tabu betrachtet wird, obwohl die Herrschaft des Geldes immer deutli-
cher zutage tritt und auch immer lauter beklagt wird.

Ideen für ein gerechtes Geldwesen2.1.4	

a)	 Zinsverbot

Ist die Bedeutung der Leihe für das Wirtschaftsleben erst einmal erkannt, also 
die Frage, ob wir uns im Zeitablauf ergänzen und ausgleichen oder ob wir 
Zeit zu Geld machen, werden wir beschämt feststellen, dass die Menschheit 
seit Jahrtausenden entsprechende Verhaltensregeln kennt, die erst seit weni-
gen Jahrhunderten in der Versenkung verschwunden sind. Das Zinsverbot 
zieht sich wie ein roter Faden durch die Geschichte der Sozialethik, und die 
gedanklichen Bemühungen hierum füllen ganze Bücherschränke.

In drei Büchern Mose, also der jüdischen Thora bzw. unserem Alten Testa-
ment, wird das Zinsverbot festgelegt:
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“Wenn du Silber leihst einem aus meinem Volke, dem Armen 
neben dir, sei gegen ihn nicht wie ein Schuldherr; legt ihm 
nicht Zins auf” 
(2. Mose 22, 24; siehe auch 3. Mose 25, 35-37;  5. Mose 23, 20-21).

Das Zinsverbot galt nach jüdischer und lange Zeit auch nach christlicher Leh-
re unterschiedslos für Geld- und Naturaldarlehen, für Darlehen an Arme und 
Reiche, für Konsum- und für Produktionsdarlehen. Letztere auszunehmen 
ist bereits eine kapitalistisch geprägte einengende Uminterpretation. Das-
selbe gilt für den Versuch, das Verbot auf übermäßigen Zins, also Wucher 
im heutigen Sinne, zu beschränken. Denn noch zu Luthers Zeiten bedeutete 
Wucher jegliches Mehr gegenüber dem, was gegeben wurde. Zulässig sind 
hingegen sowohl nach jüdischer als auch islamischer Lehre Formen der Ge-
winn- und Verlustbeteiligung.

Als Grundgedanken des Zinsverbots hat schon der babylonische Amoräer 
R. Nahman bar Jakob (gest. 320 n.Chr.) herausgearbeitet: “Die Regel beim 
Zins ist: Jeder Lohn für ein Warten ist verboten.” Dieser Gedanke wird spä-
ter in der christlichen Scholastik des Mittelalters in der Weise vertieft, dass 
wir die uns von Gott geschenkte Zeit nicht zu Geld machen dürfen.

Jesus Christus bekräftigte das Zinsverbot:

“Vielmehr liebet eure Feinde und tut Gutes und leihet, ohne 
etwas zurückzuerwarten” 
(Lk. 6, 35; siehe auch Mt. 5, 42).

Übereinstimmend haben die Kirchenväter das Zinsnehmen mit scharfen 
Worten verurteilt:

“Es ist äußerst ungerecht, mehr zu fordern, als man gege-
ben hat. So handeln, das ist seinen Nächsten ausbeuten und 
auf perfide Weise mit seiner Not spekulieren” 
(Lactantius, gest. 330 n.Chr.).

“Was ist für ein Unterschied, durch Einbruch in Besitz 
fremden Gutes zu kommen auf heimliche Weise und durch 
Mord als Wegelagerer, indem man sich selbst zum Herrn 
des Besitzes jenes Menschen macht oder ob man durch 
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Zwang, der in den Zinsen liegt, das in Besitz nimmt, was ei-
nem nicht gehört?”

(Gregor von Nyssa, ca. 334 - 394 n. Chr.).

Unter Karl dem Großen wurde das Zinsverbot Gesetz. Thomas von Aquin 
(1224 - 1274) konnte sich sowohl auf die biblischen Aussagen als auch auf 
griechische und römische Philosophen (insbesondere Aristoteles) berufen, 
wenn er feststellte:

“Das Geld kann nur durch Ausgeben gebraucht werden, 
also ist dem Gläubiger kein Zins zu vergüten. Auf Zins aus-
leihen ist Sünde.”

Für Luther war jeder, der mehr zurückverlangte, als er gegeben hatte, ein 
verdammenswerter Wucherer:

“Darum ist ein Wucherer und Geizhals wahrlich kein rech-
ter Mensch; er sündigt auch nicht eigentlich menschlich! Er 
muss ein Werwolf sein, schlimmer noch als alle Tyrannen, 
Mörder und Räuber, schier so böse wie der Teufel selbst! 
Er sitzt nämlich nicht als ein Feind, sondern als ein Freund 
und Mitbürger im Schutz und Frieden der Gemeinde und 
raubt und mordet dennoch gräulicher als jeder Feind und 
Mordbrenner. Wenn man daher die Straßenräuber, Mörder 
und Befehder rädert und köpft, um wieviel mehr noch sollte 
man erst alle Wucherer rädern und foltern, alle Geizhälse 
verjagen, verfluchen und köpfen”.

Diese Beurteilung wurde auf protestantischer Seite um das Jahr 1600 still-
schweigend korrigiert zugunsten der Meinung Calvins, das Geld sei dazu da, 
sich durch wirtschaftliche Tätigkeit zu vermehren. Obwohl weltliche Geset-
ze den Zins seit dem 16. Jahrhundert zuließen, rang die Katholische Kirche 
noch bis in das 18. Jahrhundert um dieses Problem (Bestätigung des Zinsver-
bots durch Papst Benedikt XIV. im Jahr 1745). Erst im 19. Jahrhundert ka-
pitulierte sie stillschweigend vor der Macht des Geldes. In den Sozialenzy-
kliken taucht dieses Thema nicht mehr auf. Im Kirchengesetzbuch von 1918 
war es noch als Erinnerungsposten erwähnt, der 1983 ersatzlos entfiel.
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In der Tat kann man den Zins nicht verbieten, zumal er berechtigte Be-
standteile enthält. Und doch wurde hier durch viele Jahrhunderte hindurch 
zu Recht ein Problem erkannt, das wir heute präziser orten und deshalb auch 
besser lösen können, indem der Jokervorteil des Geldes z.B. durch eine Li-
quiditätsabgabe neutralisiert wird und damit nicht dem Geldbesitzer, son-
dern der Gemeinschaft zufließt.

b)	 Erlassjahr

Eine weitere Regel gilt es festzuhalten, die auf der Erfahrung fußt, dass sich 
Ungleichheiten aufschaukeln, wenn man nicht gelegentlich “reinen Tisch” 
macht. Im 5. Buch Mose (Kap. 15) wird festgelegt, dass jedes 7. Jahr alle 
Schulden zu erlassen sind. Wie weit diese Regel im alten Israel tatsächlich 
eingehalten wurde, ist unsicher. Sie ist heute brennend aktuell, zumal viele 
Schulden (insbesondere der armen Länder dieser Erde) wesentlich aus auf-
gelaufenen Zinslasten bestehen. Hier müssen wir einen Schnitt machen, da-
mit die verarmten Menschen im Süden eine Lebensperspektive erhalten und 
nicht ins Elend abrutschen, aus Angst fliehen oder sich gewaltsam aufleh-
nen. Dies drängt sich auch deshalb auf, weil wir in jedem Vaterunser unse-
re Bereitschaft dazu bekunden (“... und vergib uns unsere Schuld, wie wir 
vergeben unseren Schuldnern”). 

c)	 Ideen der neueren Zeit

Der von Karl Marx als “kleinbürgerlicher Sozialist” beschimpfte Franzose 
Pierre-Joseph Proudhon (1809 - 1865) erkannte klarer als sein Gegenspie-
ler, dass der sogenannte “Mehrwert” nicht schon durch Produktion entsteht, 
sondern erst in der Zirkulationssphäre, wenn das Produkt die Wertschätzung 
kaufkräftiger Kunden findet. Und zu Recht störte sich Proudhon daran, dass 
dabei der Geldbesitzer gegenüber dem Warenbesitzer stets im Vorteil sei. 
Deshalb versuchte er, durch Tauschbanken die Waren so beweglich zu ma-
chen wie das Geld, was ihm nach beachtlichen Erfolgen untersagt wurde.

Der in St. Vith geborene Sozialreformer Silvio Gesell (1862-1930), der als 
junger Kaufmann in Argentinien mit wachen Augen das Auf und Ab der 
Wirtschaft beobachtete und analysierte, setzte nicht wie Proudhon bei den 
Waren, sondern beim Geld an und forderte, das Geld so vergänglich zu ma-
chen wie die Waren. Um dem Geld die Hortbarkeit zu nehmen und seinen 
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Jokervorteil zu neutralisieren, schlug er vor, Kassenhaltung mit Kosten zu 
verknüpfen, das Geld auf diese Weise unter Angebotsdruck zu setzen, ihm 
“Beine zu machen”. Wie die Standgebühr bei Güterwaggons würde eine sol-
che Liquiditätsabgabe den stetigen Geldumlauf sichern und den Grundzins 
verschwinden lassen.

Ähnliche Gedanken finden sich bei Rudolf Steiner (1861 - 1925), dem Be-
gründer der Anthroposophie. Auch Steiner erkannte in unserem Geldwe-
sen einen entscheidenden Krankheitsherd, akzeptierte zwar den Zins, nicht 
aber Zinseszins und schlug vor, auch Geld – wie alles auf der Erde – “al-
tern” zu lassen.

Beide Denker konnten sich auf historische Vorbilder berufen, etwa auf den 
Gesetzgeber des alten Sparta, Lykurg, der das Silbergeld durch Eisengeld 
ersetzte, was Gesell das Stichwort “rostende Banknoten” gab, und insbe-
sondere auf die Geldverrufungen des Hochmittelalters. In der Zeit zwischen 
1150 und 1400 verschafften sich die münzberechtigten Fürsten, Bischöfe und 
Städte dadurch regelmäßige Einnahmen, dass sie die dünnen und nur ein-
seitig geprägten Blechmünzen (Brakteaten) in der Regel zweimal im Jahr 
zum Umtausch aufriefen. Dabei erhoben sie einen “Schlagschatz”, eine Ab-
gabe in Höhe von 25%. Diese fiskalisch motivierte Maßnahme wirkte in-
sofern segensreich, als sie das Geld im Umlauf hielt, das Zinsverbot sich 
weitgehend durchsetzen konnte und die Menschen danach trachteten, das 
Geld in Wertbeständigem, z. B. in Häusern und kunsthandwerklichen Mö-
beln, zu investieren. Auch dürften diese Geldverrufungen die Spendenbe-
reitschaft für Rathäuser und Kirchen gesteigert haben, die wir noch heute 
bewundern. Die kulturelle, ökonomische und soziale Blüte der Hochgotik 
hatte also günstige monetäre Bedingungen.

Die von Silvio Gesell initiierte “Freiwirtschaftsbewegung” führte Ende der 
20er Jahre zu praktischen Experimenten: 1929 wurde in Erfurt die WÄRA–
Tauschgesellschaft gegründet. Nach zwei Jahren gehörten ihr über eintau-
send Handels- und Handwerksbetriebe an, die umlaufgesicherte Bons annah-
men. Diese WÄRA–Scheine mussten monatlich mit einer Marke (für 1 % 
des Nennwerts) beklebt werden, die wie eine “Strafgebühr” für Nichtnutzung 
wirkte. Internationales Aufsehen erregte es, als im Jahr 1930 im niederbaye-
rischen Schwanenkirchen dank eines WÄRA–Kredits ein stillgelegtes Koh-
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lebergbau–Unternehmen wieder in Betrieb ging und die örtliche Wirtschaft 
spürbar belebte. Dieser Erfolg erweckte den Argwohn der Reichsbank; im 
Jahr 1931 verbot eine Brüningsche Verordnung Herstellung, Ausgabe und 
Benutzung jeglichen Notgeldes.

Ähnlich erging es dem “Wunder von Wörgl” 1932/33. Der Bürgermeis-
ter der 4200 Einwohner zählenden Marktgemeinde Wörgl in Tirol, Micha-
el Unterguggenberger, hatte durch Studium der Schriften von Silvio Gesell 
die Ursachen der wirtschaftlichen Depression erkannt sowie die Möglich-
keit, sie durch ein umlaufgesichertes Tauschmittel zu überwinden. Er be-
zahlte gemeindliche Bauarbeiten mit Arbeitswertbestätigungen, die wie die 
WÄRA umlaufgesichert waren, als Steuernach- und -vorauszahlungen rasch 
an die Gemeinde zurückflossen und ein Vielfaches an Umsatz ermöglich-

„Christentum und Zins sind glatte
Widersprüche.“

„Die Bestie Geld wollen wir ... zähmen.
Wir drücken sie auf die Stufe der Ware hinab.

Und sofort wird aus der Bestie
das wertvollste Haustier.“

Silvio GesellSilvio Gesell
entdeckte einen Weg zur Senkung des Zinsniveaus: 

„rostende Banknoten„
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ten, so dass die Arbeitslosenrate innerhalb weniger Monate spürbar sank. 
Das Experiment erregte europaweites Aufsehen. Über hundert Städte und 
Gemeinden in Österreich beschlossen, dem Beispiel zu folgen. Diesen dro-
henden Flächenbrand einer kommunalen Selbsthilfe erstickten die staatli-
chen Behörden alsbald durch Verbot. 

Über das WÄRA–Experiment berichtete der junge jüdische Emigrant Hans 
Cohrssen (bis zu seinem Tode 1997 Mitglied der CGW) dem angesehenen 
amerikanischen Geldtheoretiker Professor Irving Fisher, der die innere Lo-
gik dieses Therapieansatzes sofort erkannte und in Zeitungsartikeln und ei-
nem rasch aufgelegten Buch (Stamp Scrip, 1933) dafür warb. Etliche Städ-
te und Gemeinden griffen den Gedanken auf und gaben eigenes Notgeld he-
raus, zum Teil allerdings mit zu hohen Entwertungsraten. 

Auch der bedeutende englische Ökonom John Maynard Keynes wurde 
auf die Ideen Silvio Gesells aufmerksam und widmete ihm in seinem Buch 
“Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes” (1936) 
mehrere Seiten und neben Zweifeln an der Realisierbarkeit auch anerken-
nende Worte (S. 298 - 302), u.a. den Satz:

“Ich glaube, dass die Zukunft mehr vom Geiste Gesells als 
von jenem von Marx lernen wird.”

In seinem Entwurf von 1944 für den späteren Weltwährungsfonds griff er 
Gesells Idee auf, indem er Negativzinsen auf Guthaben vorschlug und da-
mit die Gläubigerländer unter den sanften Druck setzen wollte, mit Schuld-
nerländern zu einem Ausgleich zu kommen. Die USA als im zweiten Welt-
krieg gestärkte größte Gläubigernation erkannten dies als ihren Interessen 
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zuwiderlaufend und zogen den White–Plan vor, das System von Bretton 
Woods, in dessen Folge die Verschuldung armer Länder zum Ausbeutungs-
instrument wurde. 

Die Idee des “rostenden Geldes” ist in den letzten Jahrzehnten in zahlrei-
chen Veröffentlichungen der Freiwirtschaftsbewegung (u.a. K. Walker, E. 
Winkler, D. Suhr, unser Mitglied Helmut Creutz, M. Kennedy, D. Löhr, B. 
Senf) begründet und weiterentwickelt worden. Sowohl für das Bargeld, als 
auch für das Buchgeld sind technisch gegenüber den Klebemarken von einst 
viel einfachere Lösungen entwickelt worden: serienweiser Umtausch von 
Scheinen bzw. eine einprogrammierte Liquiditätsabgabe auf Sichtguthaben 
bei den Banken. Das Problem liegt weniger in der praktischen Lösung als 
vielmehr in der Schwierigkeit, Denkgewohnheiten zu überwinden. 

Erst wenn das Geld durch einen solchen Alterungsfaktor den Anreiz zur 
Weitergabe in sich trüge, könnte die Währung stabil gehalten werden und 
ihre Wertmesserfunktion voll erfüllen. Ohne diesen Anreiz brauchen wir lei-
der (eine wohldosierte) Geldentwertung. Solange Inflation mäßig und doch 
spürbar (ca. 6 %) und vor allem stetig und kalkulierbar wäre und die Wirt-
schaft stärker mit Anpassungsklauseln arbeiten dürfte, könnte sie ohne allzu 
schädliche Umverteilungswirkungen den Umlauf des Geldes sichern. Wenn 
auch umständlich wegen ständiger Anhebung der Preise, käme das Geld un-
ter Angebotsdruck und der Realzins könnte sinken.

Eine strikte Stabilitätspolitik ohne konstruktive Umlaufsicherung dagegen 
kann Europa in eine gefährliche Deflationsspirale stürzen. Sie treibt das Geld 
in spekulative Kreisläufe, statt es in die Realwirtschaft zu ziehen, vernich-
tet Arbeitsplätze und fördert die Mentalität des Habens, Behaltens und Ver-
mehrens, statt das Loslassen.

Das folgende Schema zeigt, wie sich eine umlaufsichernde Liquiditätsabga-
be auf die Zinstreppe kurz- und langfristiger Geldanlagen auswirken würde: 
Die Differenz und damit der Anreiz zu langfristiger Anlage bliebe gleich; 
nur das Niveau würde sinken und damit der Vermehrungseffekt entfallen 
und mit ihm unsoziale Umverteilungswirkungen und schädlicher Wachs-
tumsdruck.
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Auswirkungen der Umlaufsicherung auf die Zinshöhe:
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Umgang mit der Erde2.2	

Bodennutzung2.2.1	

a) Problemlage

Alle Menschen brauchen Boden: zum Wohnen und Arbeiten, zur Ernährung 
und zur Fortbewegung. Doch das Menschenrecht auf Boden harrt immer 
noch auf seine allgemeine Anerkennung und Durchsetzung. Die extrem un-
gleiche Verteilung des Bodens (wie z.B. in Lateinamerika), Privilegien am 
Boden, leistungslose Bodenrenten und Bodenspekulation erzeugen Armut, 
Elend, soziale Spannungen, Flüchtlingsströme und Gewalt.

Der Boden wurde nicht von Menschen produziert, sondern ist ein Geschenk 
an alle Kreaturen. Er ist nicht verbrauchbar und kaum vermehrbar, sondern 
nur nutzbar und dabei allerdings verletzbar. Was der Mensch nicht herge-
stellt hat, sondern vorfindet und nicht verbrauchen, sondern nur nutzen und 
weitergeben kann, daran kann es sinnvollerweise keine privaten Eigentums-
rechte, sondern nur Nutzungsrechte geben. Auffällig ist der formale Auf-
wand, den Notare und Grundbuchämter machen müssen, um diese Tatsa-
che zu überspielen. 

Die Folgen sind fatal: Was andere Menschen zur Nutzung bräuchten, wird 
zur privaten Kapitalanlage, deren Wert ohne Leistung des Eigentümers 
steigt: durch wachsende Bevölkerung und zunehmende Flächenansprüche 
für Wohnen, Arbeiten, Freizeit und Fortbewegung, durch Bauleitplanung, 
Verkehrserschließung und öffentliche Infrastruktur, durch künstliche Ver-
knappung (ungenutztes Liegenlassen) und vor allem dadurch, dass sich im-
mer mehr Kapital im Boden staut. Von 1962 bis 1997 sind die Baulandprei-
se in Westdeutschland im Durchschnitt auf das 9–fache der Ausgangswer-
te und damit wesentlich schneller als die allgemeinen Lebenshaltungskos-
ten gestiegen.

Diese Bodenpreise werden nicht nur auf die Mieter, sondern über Güter- und 
Dienstleistungspreise auch auf alle Verbraucher umgelegt. Denn die Verzin-
sung des Bodenwerts ist (stetig steigender) Bestandteil der Kostenkalkulati-
on. Wer mehr Boden zu Eigentum hat, als er für seinen eigenen Bedarf be-
nötigt, erzielt von denen, die ihn stattdessen nutzen, bzw. von dessen Kun-
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den eine leistungslose “Bodenrente”. Ähnlich wie beim Geld fließt auch 
beim Boden ein ständiger Zinsstrom von breiten Verbraucherschichten in 
die Taschen weniger Reicher.

Das Problem liegt indes nicht darin, dass für Bodennutzung überhaupt ein 
Entgelt gezahlt werden muss, sondern in der spekulativen Höhe des Entgelts 
und vor allem in der Tatsache, dass es in private Taschen fließt. Seit die Men-
schen nicht mehr nomadenhaft umherschweifen, sondern sesshaft gewor-
den sind, brauchen sie gesicherte Bodennutzungsrechte, die wiederum an-
dere von der Nutzung ausschließen. Für die Zuteilung dieser Rechte bedarf 
es gewisser Regeln. Zum einen brauchen wir öffentliche Flächennutzungs-
planung, welche die verschiedenen (öffentlichen und privaten) Nutzungs-
arten und -bedürfnisse einander zuordnet. Zum anderen sind Nutzungsrech-
te so zu verteilen, dass die Bedürfnisse aller Menschen befriedigt werden. 
Um hierbei bürokratische Machtkonzentration zu vermeiden, kann das Nut-
zungsentgelt wichtige Steuerungsfunktion übernehmen. 

Damit das göttliche Geschenk Erde jeden Erdenbewohner erreicht, müsste 
die durchschnittliche Bodennutzung kostenlos sein, während die darüber hi-
nausgehende Nutzung ein Entgelt kosten sollte, das denen zufließt, die un-
terdurchschnittlich Boden beanspruchen.

b) Lösungswege

Wiederholt haben Sozialreformer in der Vergangenheit versucht, das Ver-
hältnis des Menschen zum Boden gerecht zu ordnen. Nachdem Kleinbau-
ern durch Verschuldung und Verpfändung ihrer Grundstücke in die Abhän-
gigkeit von Großgrundbesitzern gefallen waren, versuchten Reformpriester 
aus der Schule des Propheten Hesekiel um 500 v.Chr. diesen verhängnisvol-
len Verelendungsprozess durch Einführung des “Jobel- oder Halljahres” 
aufzuhalten. Alle 49 Jahre sollten die Lärmposaunen (Jobel) erschallen und 
den Rückfall des Bodeneigentums an die ursprünglichen Familien sowie die 
Befreiung aus Schuldknechtschaft verkünden (3. Mose 25). 

“Grund und Boden darf nicht für immer verkauft wer-
den, denn das Land ist mein, und ihr seid Fremdlinge und 
Beisassen bei mir” (3. Mose 25, 23).
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Sehr logisch wird festgelegt, dass nicht der Boden als solcher, sondern nur 
der Wert der bis zum nächsten Halljahr noch ausstehenden Ernten verkauft 
werden kann, so dass der Preis sich bis dahin schrittweise auf Null reduzie-
ren würde. Dies sollte – von Grundstücken der Priester abgesehen – aller-
dings nur außerhalb der ummauerten Stadt gelten, während innerhalb der 
Stadt lediglich ein Jahr lang ein Rückkaufsrecht (zum vollen Erwerbspreis) 
galt. Über die Anwendung dieser weisen Regel einer Entkapitalisierung 
des Bodens ist nichts bekannt.

Praktisch bedeutsamer waren dagegen die sozialen Reformen des Solon (ca. 
640-561 v. Chr.) zur Behebung der Schuldknechtschaft in Athen; erwähnens-
wert auch die zugunsten der Kleinbauern unternommenen Bemühungen der 
Gracchen-Brüder in Rom zwischen 133 und 121 v. Chr.

Bei den Germanen setzte sich privates Bodeneigentum erst ca. 1000 Jahre 
später durch, etwa mit Einführung der Dreifelderwirtschaft im 8. Jahrhun-
dert. Erhebliche Teile des Bodens kamen in die Hand der Kirche, die ihn 
von der Landbevölkerung gegen Abgabenleistungen bewirtschaften ließ. In 
Schüben der Säkularisierung zwischen dem 16. und 19. Jahrhundert wech-
selte der größte Teil in die Hand der Landesherrn oder reicher Kaufleute. 
Die Emanzipation des Bürgertums durch (weitgehend unbeschränktes) Ei-
gentum an Grund und Boden war wohl ein notwendiger Schritt sozialer Ent-
wicklung, kann aber kein Endpunkt sein.

Die Einsicht, dass gerade der Boden etwas ist, was der Mensch nur treuhän-
derisch verwaltet, lässt sich nicht auf Dauer verdrängen. Die Bodenreform-
bewegung um die Wende zum 20. Jahrhundert macht dies deutlich. Der Ame-
rikaner Henry George (1839-1897) forderte die Abschöpfung der Bodenren-
te durch eine entsprechend anzuhebende Grundsteuer (Single–Tax–Bewe-
gung). Während Adolf Damaschke (1865-1935) lediglich Bodenwertsteige-
rungen abschöpfen wollte, traten Michael Flürscheim (1844-1912) und Sil-
vio Gesell (1862-1930) dafür ein, den Boden gegen Entschädigung auf den 
Staat zu übertragen und an den Meistbietenden zu verpachten.

Während sozialistische Länder den Boden nicht nur als Vermögenswert, son-
dern auch die Nutzung in großem Stil vergesellschafteten, blieben solche Be-
strebungen im kapitalistischen Westen erfolglos. Die in Artikel 15 Grundge-
setz enthaltene Ermächtigung, Boden, Naturschätze und Produktionsmittel 
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in Gemeineigentum zu überführen, blieb ungenutzt, und selbst die Sozial-
bindung des Eigentums gem. Artikel 14 Abs.2 GG (“Eigentum verpflichtet. 
Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.”) wurde 
nur unzureichend umgesetzt.

Bodenreformerische Bestrebungen der SPD in den 70er Jahren wurden par-
teiintern abgebremst. Die große Chance, nach 1989 wenigstens für das Ge-
biet der ehemaligen DDR das ökonomisch bis dahin wertlose Bodeneigen-
tum in ein Nutzungsrecht umzuwandeln, wurde tragischerweise verpasst; 
stattdessen stürzte der Grundsatz “Rückgabe vor Entschädigung” Alteigen-
tümer und derzeitige Benutzer in lähmende Rechtsstreitigkeiten.

Rechtstechnisch sind zwei Wege möglich: Entweder wird der Boden in Ge-
meineigentum überführt und gegen Entgelt privaten Nutzern überlassen; oder 
die Grundsteuer wird so angehoben, dass sie die Bodenrente abschöpft, also 
das, was der Eigentümer als Pachtzins erzielen könnte.

In beiden Fällen stellt sich die Entschädigungsfrage. Diese ist lösbar, wenn 
man statt von fiktiven Verkehrswerten von (inflationsbedingt fortgeschrie-
benen) Anschaffungswerten ausgeht und die Belastung für öffentliche Hän-
de über einen längeren Zeitraum (von ca. 30 Jahren) verteilt, währenddes-
sen Pacht (bzw. Steuerzahlungen) und Entschädigungsleistungen aufgerech-
net werden.

Im Unterschied zu sozialistischen Wegen würde jedoch nur der Vermögens-
wert des Bodens und nicht auch dessen Nutzung vergesellschaftet. Hierin 
bleiben die Berechtigten – im Rahmen des allgemein geltenden Flächennut-
zungsrechts – frei; Gebäude sind Privateigentum. Unternehmerische Initia-
tive soll nicht gebremst, sondern gefördert werden und würde sich ohne die 
Notwendigkeit, zunächst einmal ein teures Grundstück zu erwerben, viel 
besser entfalten können als jetzt. Im Gegensatz zur ständigen Behauptung, 
Marktwirtschaft erfordere Privateigentum am Boden, würde sich herausstel-
len, dass Marktwirtschaft ohne Privateigentum am Boden sogar besser 
funktioniert, weil Existenzgründungen erleichtert werden, die spekulative 
Überhöhung der Bodenpreise entfällt und Stadtplanung von Bodenwertstei-
gerungsinteressen unbelastet bleibt.

Erhebliche Änderungen würden allerdings in der Kreditwirtschaft eintre-
ten, weil der Boden als (chronisch überbewertetes) Sicherungsmittel entfällt. 
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Mangels Grunderwerbs sinkt aber auch der Kreditbedarf. Im übrigen müssen 
sich Kreditinstitute mit den erstellten Bauten und den aufgestellten Maschi-
nen als Sicherungsmittel begnügen, Risiken gründlicher prüfen und diese 
gleichmäßiger – und warum nicht auch auf die Geldanleger? –  verteilen.

Ein laufendes und marktgerechtes Bodennutzungsentgelt würde leistungs-
lose (und bislang auch noch steuerrechtlich privilegierte) Einkünfte aus Bo-
denrenten beseitigen und wirtschaftliche Betätigung und sparsamen Umgang 
mit Boden fördern, aber andererseits auch die Rolle des Geldes bei der Zu-
weisung des Bodens (nach Meistgebot) stärken. Um nicht vom Regen in 
die Traufe zu geraten, bedarf es deswegen einer Reihe von Gegengewich-
ten: verdichtete Bauleitplanung, Bestandsschutz, Bevorzugung der Selbst-
bewirtschaftung und Subventionen, z.B. als Wohngeld und für gemeinnüt-
zige Zwecke sowie für landschaftspflegerische Aufgaben. Land- und Forst-
wirtschaft brauchen langfristige und gesicherte, also eigentumsähnliche Nut-
zungsrechte, die so gestaltet sein sollten, dass ökologische Bewirtschaftung 
gefördert und die weitere Industrialisierung gebremst wird. 

Ökologisches Steuersystem2.2.2	

Liquiditätsabgabe und Bodennutzungsentgelt wären wichtige Säulen eines 
ökologischen Steuersystems, das nicht Arbeit, sondern die Inanspruchnahme 
dessen, was allen gemeinsam gehört, zur Bemessungsgrundlage macht. Dass 
unser Steuersystem in dieser Richtung verändert werden sollte, ist mittler-
weile breite Einsicht, wenn auch leider noch kaum praktische Politik. Über 
Ausmaß, Geschwindigkeit und nähere Ausgestaltung einer solchen Steuer-
reform kann man verschiedener Meinung sein, nicht aber über die grund-
sätzliche Richtung.

Denn was berechtigt den Staat, denjenigen mit Steuern zu belasten, der sich 
arbeitend für andere nützlich macht? Die hohen Lohnnebenkosten verhin-
dern und vernichten Arbeitsplätze. Unser Steuersystem bewirkt eine Fehl-
steuerung, macht Arbeit zu teuer und Naturverbrauch zu billig.

Preise sollten die ökologische Wahrheit sagen. Energie- und Rohstoff-
verbrauch sowie Belastung der Umwelt durch Abfall und andere Emissio-
nen sollten sich in den Güterpreisen niederschlagen. Im Benzinpreis sollten 
nicht nur die Kosten für Ölgewinnung, –transport und –raffinerie, Handel 
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und Straßenbau berücksichtigt sein, sondern auch die immensen Umwelt- 
und Gesundheitsschäden des Autoverkehrs und die Begrenztheit der Ölre-
serven. Entsprechendes gilt für den Strompreis, der die unabsehbaren Risi-
ken der Atomenergie mit einzubeziehen hätte.
Dass dabei Zahlen z.T. relativ willkürlich erscheinen, ist kein Grund, keine 
Schritte in dieser Richtung zu tun. Denn angesichts der erheblichen Folgen 
von Umweltabgaben für einzelne Branchen kann es ohnehin nur darum ge-
hen, konsequent und in längerfristig festgelegten Schritten die Steuerbelas-
tung von der Arbeit auf die Inanspruchnahme der Natur zu verlagern.
Aus praktischen Gründen bietet sich als Einstieg eine Energiesteuer an, deren 
Aufkommen die Bundesanstalt für Arbeit von versicherungsfremden Leis-
tungen entlasten könnte. Gemäß den Vorschlägen von Helmut Creutz wä-
ren ferner denkbar: Steuern auf Rohstoffverbrauch, Wassernutzung, Luftbe-
lastung, Gesundheitsgefährdung und Verkehr. Dass bei besonders schädli-
chem Verhalten wie dem Autofahren mehrere Steuern kumulieren, ist durch-
aus beabsichtigt.
Unsoziale Effekte von Verbrauchsteuern lassen sich vermeiden durch un-
terschiedliche Steuersätze für Güter der Grundversorgung und für Luxus-
güter sowie durch Steuerrückerstattung bei niedrigen Einkommen und eine 
soziale Grundsicherung. 

Umgang miteinander2.3	

Soziale Grundsicherung2.3.1	

Auch über die sozialen Sicherungssysteme gibt es eine breite wissenschaft-
liche und politische Diskussion, in die sich die CGW mit ihren spezifischen 
Beiträgen einer Geld- und Bodenreform unterstützend einbringen. Dabei ge-
hen wir von Folgendem aus:

Welche Konstruktionen man auch immer wählt: Es ist notwendiger Weise 
die mittlere Generation, welche sowohl die Kinder aufzieht als auch die Al-
ten ernährt. Und ebenso ist es selbstverständliche Aufgabe der glücklich Ge-
sunden, Kranken und Behinderten das Leben zu erleichtern.

Jeder Mensch hat Anspruch auf eine soziale Grundsicherung, um ohne Exis-
tenzangst leben zu können (Näheres dazu unter www.grundeinkommen.de). 



– 32 –

Eine Finanzierungsquelle hierfür könnte langfristig das vorgeschlagene Bo-
dennutzungsentgelt sein, insbesondere dann, wenn man dem Vorschlag von 
Silvio Gesell entsprechend das Aufkommen gezielt für die Kindererziehung 
zur Verfügung stellt. Bodenordnung und Familienlastenausgleich auf diese 
Weise zu verknüpfen liegt auch deshalb nahe, weil der Bodenwert eng mit 
der Bevölkerungsdichte zusammenhängt, Eltern also quasi durch das Aufzie-
hen von Kindern den Bodenwert hervorbringen. Wer Kinder aufzieht, trägt 
auch zur Alterssicherung anderer Menschen bei; deswegen wären Renten-
beitragssätze entsprechend zu staffeln.

Da die Erwerbsarbeit weiterhin schrumpfen wird, verlieren hieran anknüp-
fende Alters- und Krankenversicherungssysteme zunehmend ihre Grundla-
ge. Nach dem zum Geldwesen Gesagten müssen Kapitaleinkünfte als Alters-
sicherung entfallen, nicht aber der Verbrauch dessen, was bis dahin verlie-
hen wurde und sich bei stabiler Währung im Wert erhalten hat. Auch Netze 
wechselseitiger Betreuung könnten sich entwickeln, in denen die Teilneh-
mer/innen durch unentgeltliche Dienste entsprechende Ansprüche für ihr ei-
genes Alter sammeln.

Unser Gesundheitswesen ist geprägt durch überzogenes Sicherheitsstre-
ben, organisierte Verantwortungslosigkeit, ein materialistisches Menschen-
bild und kapitalistische Geldvermehrung mittels immer aufwendigerer Tech-
nik. Wir kommen nicht darum herum, über gesunde Lebensweise und die 
Grenzen notwendiger und bezahlbarer Krankenbehandlung zu reden und 
die Entscheidung hierüber stärker in die Verantwortung eines/r jeden Ein-
zelnen zu legen.

Unternehmensverfassung2.3.2	

Wir bilden uns ein, den Sklavenhandel überwunden zu haben; doch in ab-
gewandelter und eher noch schlimmerer Form ist er zurückgekehrt. Wäh-
rend früher die individuelle Arbeitskraft durchaus geschätzt wurde und per-
sönliche Beziehungen entstehen konnten, ist heute der Handel mit Men-
schen anonym und brutal. Ganze Firmen werden von anderen aufgekauft, 
um sie auszuschlachten, stillzulegen und sich auf diese Weise lästige Kon-
kurrenten vom Halse zu schaffen. Nach den in die Arbeitslosigkeit entlas-
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senen Menschen wird nicht gefragt. Dass unsere Rechtsordnung so etwas 
erlaubt, ist ein Skandal.

Das Unmenschliche des Aktienrechts wird uns täglich vor Augen geführt, 
wenn die Kurse steigen, weil Firmen Arbeitskräfte wegrationalisieren. Stei-
gende Kurse ziehen weiteres Spekulationskapital an, das entsprechend hö-
here Gewinne aus den Firmen herauspresst. Weder die Konsumenten noch 
die am Produktionsprozess beteiligten Menschen bestimmen das Gesche-
hen, sondern allein der Shareholder–Value, die rasche Geldvermehrung. 
Dass diese Blase irgendwann platzen muss und das mit schlimmen Folgen 
für die globalisierte Weltwirtschaft, ist spätestens seit dem Jahr 2008 in al-
ler Bewusstsein.

Um einen Betrieb zu gründen, bedarf es dreierlei: einer unternehmerischen 
Idee, Mitarbeiter/innen und Geld zur Finanzierung der Vorleistungen. Wenn 
Geld durch eine Liquiditätsabgabe unter Angebotsdruck kommt, schrumpfen 
Gewinnerwartungen auf Null; die Geldgeber werden zufrieden sein, wenn 
sich ihr Kapital im Wert erhält und sie auf diese Weise der Liquiditätsabga-
be entkommen. Der junge Betrieb kann sich vollständig mit Fremdkapital 
finanzieren, das vorerst durch die erstellten Gebäude und Maschinen abge-
sichert wird. Wenn dieses Kapital im Laufe der Zeit erwirtschaftet und zu-
rückgezahlt wird, ist dies der Erfolg aller im Betrieb Arbeitenden. Sie wer-
den gemeinsam darüber entscheiden, wie sie das Betriebsergebnis unter sich 
aufteilen, reinvestieren oder für kulturelle und soziale Zwecke spenden.

Die Arbeitsteilung im Betrieb richtet sich nach den Fähigkeiten der Mitar-
beiter/innen. Für Management–Funktionen sind nicht alle geeignet. Für die 
interne Willensbildung können sich die unterschiedlichsten Strukturen ent-
wickeln. Die starre Einteilung in Arbeitgeber und Arbeitnehmer wird ver-
schwinden.

Auf die Frage, wem der Betrieb gehört, werden die Mitarbeiter/innen rich-
tiger Weise antworten: “niemandem” oder “sich selbst”. Denn was Einzelne 
in den Betrieb eingebracht haben, unterliegt der Abschreibung. Kein/e Mit-
arbeiter/in kann beim Ausscheiden etwas mitnehmen, weil dies den Betrieb 
zerstören würde. Als Rechtsform kommen hierfür die Stiftung oder auch 
der wirtschaftliche Verein in Frage.
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Eigentums- oder Pfandrechte zur Absicherung des Fremdkapitals wird es 
dann also nur in der Anfangszeit eines Betriebes geben. Auch mag es For-
men der Gewinn- und Verlustbeteiligung geben, aber nicht verbunden mit 
Einfluss und Verfügungsrechten. Arbeitnehmeraktien dagegen verfestigen 
kapitalistisches Denken in der Arbeitnehmerschaft und könnten, wie auch 
andere derzeitige Kapitalanlagen, zur Droge werden, mit dem geradezu zy-
nischen Effekt, dass der Kleinaktionär im Glauben, Gewinner des Systems 
zu sein, nicht merkt, über alle Preise mehr Zinsen zu zahlen, als er an Divi-
denden und Zinsen je einnehmen kann.

Unternehmen, die sich selbst gehören, werden unverkäuflich. Die in ih-
nen arbeitenden Menschen werden dafür sorgen, dass sie fähige Nachfol-
ger/innen finden.

Weitere Elemente und offene Fragen2.3.3	

Die Ordnung der Wirtschaft hat weit mehr Facetten als hier angedeutet. Da-
bei ist auch für uns die Frage noch offen, wieweit diese Regelungen Sache 
des demokratischen Rechtsstaates sind und wieweit sie von der Wirtschaft 
selbst getroffen werden könnten.

Wer sich als Alternative zur zwangsläufig gescheiterten zentralen Planungs-
wirtschaft der früheren Sowjetunion nur den Wettbewerb des freien Mark-
tes vorstellen kann, in dem die Konkurrenten sich wechselseitig zu verdrän-
gen suchen, braucht viele staatliche Regelungen, damit in diesem Gegen-
einander sowohl die Bedürfnisse der Menschen befriedigt als auch die Be-
lange künftiger Generationen und der Natur gewahrt werden. Hier liegt die 
offene Flanke der Freiwirtschaftsbewegung, sofern sie meint, mit der Be-
seitigung von Privilegien an Geld und Boden den notwendigen und ausrei-
chenden Rahmen schaffen zu können, damit aus der Konkurrenz des freien 
Marktes eine optimale Wirtschaft entsteht.

Dagegen sprechen Realität und Erfahrungen, vor allem die Belastbarkeits-
grenzen der Natur wie auch das Empfinden und Suchen der Menschen. Wer 
modellhaft und spielerisch das arbeitsteilige Wirtschaftsleben rekonstruiert, 
fragt als Erstes nach den Bedürfnissen anderer Menschen und nach seinen 
eigenen Fähigkeiten. Das Für- und Miteinander ist die Grundgeste des 
Wirtschaftens, so sehr uns auch kapitalistische Ökonomen das Gegenteil 
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einhämmern. Die mechanistisch gedachte Preisbildung durch Angebot und 
Nachfrage wird schon jetzt durch andere Faktoren überlagert: Preisbindung, 
Gewohnheit, Einsicht und Verständigung. Der Vertrag ist das Grundinstru-
ment des Wirtschaftslebens.

Zusätzlich zur Befreiung der Märkte von Privilegien ist es deswegen gebo-
ten, als Ergänzung und Korrektiv des Wettbewerbs das assoziative Element 
der Kooperation im Wirtschaftsleben zu stärken. Um Machtmissbrauch zu 
vermeiden, wären stets auch die Verbraucher zu beteiligen. Die auch in den 
CGW erst in der Diskussion befindliche Frage ist deshalb, ob und in wel-
chen Formen die Wirtschaft selbst Organe entwickeln sollte, welche durch 
Ausgleich der Interessen für optimale Befriedigung der Bedürfnisse unter 
Berücksichtigung künftiger Generationen und Wahrung der Naturbelan-
ge sorgen. Das allmählich erwachende Selbstbewusstsein und Verantwor-
tungsgefühl der Konsumenten weisen in diese Richtung wie auch das zu-
nehmende Missvergnügen über staatlich–europäische Gängelung und Bü-
rokratie. Statt der heute in Brüssel unter dem Einfluss von Lobbyisten ent-
stehenden Richtlinien und Verordnungen könnte sich unter gleichberech-
tigter Beteiligung der Konsumenten eine sinnvolle Selbstorganisation der 
Wirtschaft entwickeln.

Mit der Zähmung des Kapitals (durch eine Liquiditätsabgabe) verschwindet 
der Gegensatz zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, aber nicht der Be-
darf nach Selbstorganisation, die jedoch eine andere Struktur braucht: Pro-
duktion, Handel und Konsum wären ihre drei Säulen, sinnvollerweise ge-
gliedert nach Branchen und Regionen. Im Einanderwahrnehmen und wech-
selseitigem Abschleifen aufkommender Egoismen kann sich das Soziale als 
eigentliche Aufgabe der Wirtschaft eher realisieren als im rücksichtslosen 
Wettlauf um vorderste Plätze.

Ein solches Modell hätte Folgen für viele bisher staatlich bestellte Rechts-
gebiete, z.B. das Kartell–, das Wettbewerbs- und das Gesellschaftsrecht, für 
Haftungsrecht und Konsumentenschutz, Patentrecht, Arbeitsschutz und Ar-
beitszeit.

Offen ist auch, wie die zunehmende Globalisierung der Wirtschaft einzu-
schätzen ist. Soweit sie Kampf ist um Macht und Märkte ohne Rückbindung 
an Bedürfnisse von Mensch und Natur, ist sie eine große Bedrohung. Ande-
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rerseits ist sie unausweichlich und enthält große Chancen, wenn sie bewusst 
sozial–ökologisch gestaltet wird. Denn gerade Wirtschaft ist das Feld, auf 
dem sich durch erdumspannende Arbeitsteilung Menschheitsbewusstsein 
entfalten kann. An jedem alltäglichen Gebrauchsgut lässt sich nachvollzie-
hen, wie unendlich viele Menschen auf der Erde direkt oder indirekt dazu 
beigetragen haben, es zu ermöglichen.

Mit ähnlichem Ergebnis birgt die selbsterzeugte ökologische Bedrohung die 
Chance, unsere gesamtmenschheitliche Verantwortung für die Erde wahr-
zunehmen; denn nur gemeinsam können wir die Gefahren bannen, die von 
unserer zerstörerischen Lebensweise für Boden, Wasser, Luft, Klima, Pflan-
zen und Tierwelt und damit für uns selbst ausgehen.

Nur wenn wir im Wirtschaftsleben statt rücksichtsloser Geldvermehrungs-
sucht Vernunft einkehren lassen, im Miteinander den Bedürfnissen aller 
gerecht zu werden versuchen und dies sich auch in den Strukturen und Me-
chanismen der Willensbildung niederschlägt, haben wir Überlebenschancen. 
Aus kapitalistisch angetriebener Gewinnsucht kann kein ökologisch–sozial 
rücksichtsvolles Wirtschaftsleben entstehen.
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Wie?3.	

Chancen und Hemmnisse3.1	

Die vorgeschlagenen Reformen würden nicht automatisch alle Probleme 
lösen, aber lösbar machen und folgende Entwicklungen ermöglichen und 
fördern:

der Zwang zu exponentiellem •	 Wachstum entfiele,
Selbstbeschränkung würde die Wirtschaft nicht mehr in eine •	 Rezession 
stürzen,
Konjunkturschwankungen wären vermeidbar,•	
die •	 Währung könnte stabilisiert werden,
die Gründung selbständiger Existenzen würde erheblich erleichtert und •	
damit die Schaffung von Arbeitsplätzen,
die Zahl der •	 Konkurse nähme ab,
der Druck, •	 menschliche Arbeitskraft durch Produktionskapital zu er-
setzen, würde gemindert,
der •	 Konzentrationsprozess in der Wirtschaft würde gestoppt,
die Industrialisierung der •	 Landwirtschaft würde nicht weitergetrieben,
sanfte Technologien würden sich rechnen,•	
Einsparungen von •	 Ressourcen würden lohnender als Umweltreparatur,
kleinräumige •	 Wirtschaftskreisläufe würden attraktiver,
eine •	 Grundsicherung würde finanzierbar, die es jedem Menschen frei-
stellt, ob und wieviel er und sie arbeitet,
Familien mit Kindern erhielten vollen Lastenausgleich,•	
die•	  Fortbildung gewänne mehr Raum, das Sabbatjahr würde als ergie-
bige Quelle persönlicher und gesellschaftlicher Erneuerungsimpulse ent-
deckt,
statt Rendite würde die Befriedigung•	  menschlicher Bedürfnisse Ziel 
und Maßstab wirtschaftlicher Aktivitäten,
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Qualitätsarbeit würde Wegwerf- und Verschleißprodukte verdrängen,•	

die Schenkbereitschaft zugunsten von•	  Bildungswesen und Kultur wür-
de wachsen und diese Bereiche zunehmend in finanzielle Selbständigkeit 
überführen,

der Staat würde von wirtschaftslenkenden, sozialen und Kulturaufgaben •	
erheblich entlastet, die Steuern könnten schrittweise gesenkt werden,

Arm und Reich würden nicht leistungslos weiter auseinanderdriften,•	

ein Ausgleich zwischen reichen und armen Ländern würde möglich, •	 so-
ziale Spannungen gemindert, Armutswanderungen gebannt und äußere 
Abschirmung, militärische Rüstung und Kriege allmählich entbehrlich.

So einleuchtend die hier dargestellten Anliegen auch sein mögen, so schlecht 
waren bislang die Chancen, sie politisch umzusetzen. Hartnäckige Tabus 
versperren den Blick auf das Geldproblem und seine Lösung. Es ist nicht 
nur der Einfluss der durch ihren Reichtum Mächtigen, die durchaus erken-
nen können, dass auch sie der durch das Geldwesen angetriebenen ökologi-
schen Katastrophe nicht entkommen. 

Das entscheidende Hemmnis lag bisher in den kapitalistischen Sehnsüch-
ten und Denkgewohnheiten der Benachteiligten selbst, die gar nicht mer-
ken, dass sie über alle Preise viel mehr Zinsen zahlen, als sie je einnehmen 
können. Irrtümlich meint auch der Kleinsparer, zu den Profiteuren unseres 
Geldsystems zu gehören, obwohl er einen sechsstelligen Betrag gut ange-
legt haben müsste, um einen positiven Zinssaldo zu erzielen. Die Droge der 
leistungslosen Reichtumsvermehrung wird mit dem ersten Sparbuch bereits 
dem Kleinkind implantiert, so dass eine breite Revolution des Denkens er-
forderlich ist, um die Ausbeutungsmechanismen unseres Geldes zu erken-
nen und zu überwinden.

Erschwert wird die Problematisierung des Zinses dadurch, dass dieses The-
ma mit der tragischen Leidensgeschichte der Juden zusammenhängt, die, 
in die Rolle des Sündenbocks gedrängt, von Christen in immer neuen Po-
gromwellen verfolgt und ermordet wurden bis hin zu den deutschen Gas-
kammern. 
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Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung

Vakuum,Vakuum,
das einen Ungeist ansog

Die kirchliche Zinskritik 
verstummte und hinterließ ein

Die berechtigte Forderung „Brechung der 
Zinsknechtschaft“

missbrauchten die Nationalsozialisten als antisemitisches 
Propagandainstrument.

Statt den Strukturfehler des Geldes zu beheben, erklärte 
Hitlerdeutschland die Juden zum Sündenbock, ermordete sie 

und zementierte das Tabu des ungelösten Geldproblems.

7.5b

Auf fatale Weise sind deshalb in der Geschichte zinskritische 
und antisemitische Äußerungen verquickt; lautstark forder-
te das NSdAP–Programm die “Brechung der Zinsknecht-
schaft” und benutzte diesen berechtigten Kritikansatz für 
ihre rassistischen Ziele. Damit verschwanden richtige Er-
kenntnisse im Strudel des Nationalsozialismus und sind 

noch heute in der öffentlichen Diskussion weithin tabuisiert 
(Näheres dazu unter www.sozialoekonomie.info im Bereich 

„Kritik & Antwort“). Ähnliches lässt sich für die Bodenord-
nung sagen, die ebenfalls von den Nazis verbal und mit untaug-

lichen Regelungsversuchen aufgegriffen wurde.

In der tabuisierenden Wirkung solcher Missbräuche liegt die bis 
heute anhaltende zerstörerische Wirkung des Nationalsozialismus. 

Dies ließe sich an vielen Punkten, Worten und Kulturschätzen zeigen, die 
uns unzugänglich geworden sind. Wer sich von allem fernhält, was die Na-
tionalsozialisten missbrauchten, weicht der immer noch notwendigen Aus-
einandersetzung aus und wird das Zukunftsweisende nicht finden.

Auch die Kirchen und ihre Gemeinden sind in das kapitalistische Geldwe-
sen verstrickt, leben zum Teil von Kapitaleinkünften und erkennen nur zö-
gerlich den Widerspruch zu ihren eigenen sozial–ethischen Grundlagen. We-
der in den päpstlichen Sozialenzykliken und den Denkschriften der Evan-
gelischen Kirche noch in dem Gemeinsamen Wort der Kirchen zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage und den Verlautbarungen im Zuge des Kon-
ziliaren Prozesses wird das Zinsnehmen problematisiert. In seinem Aufruf 
zum Jubeljahr 2000 reduzierte der Papst die weise alttestamentliche Sozial-
gesetzgebung auf den Schuldenerlass und übersah die aktuelle Bedeutung 
der Regelungen über Rückfall des Bodeneigentums, Sklavenbefreiung und 
Zinsverbot.

Leider sah auch die Wissenschaft bisher ganz überwiegend ihre Aufgabe 
darin, die kapitalistische Wirtschaft zu erklären und zu rechtfertigen, statt 
sie grundlegend zu hinterfragen und etwas Zukunftsweisendes zu entwi-
ckeln. Bezeichnend ist, dass von den bekannten nur die ganz großen Öko-
nomen des 20. Jahrhunderts, J. M. Keynes und I. Fisher, den Mut hatten, in 
den Ideen Silvio Gesells etwas Positives zu sehen.

http://www.sozialoekonomie.info
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Die im Jahr 2008 ausgebrochene Finanzmarkt- und Weltwirtschaftskrise 
birgt neben großen Gefahren auch die Chance grundsätzlichen Umdenkens 
und Besinnens. Umso bedeutsamer wird, was an vielen Orten bereits vor-
gedacht und auch erprobt worden ist.

Dezentrale Modelle3.2	
In einer erwachsen werdenden Gesellschaft kann das Heil nicht mehr von 
“oben”, von der Politik her kommen, sondern nur noch von “unten” wach-
sen. Niemandem ist es verwehrt, in seinem eigenen Umfeld das im Voraus 
zu praktizieren, was er sich im Umgang mit Geld, mit der Erde und mitein-
ander von allen anderen wünscht.

Neue Formen im Umgang mit Geld3.2.1	

Die Sperren, die unser Zinssystem gegen wirtschaftlichen Austausch errich-
tet, versuchen alternative Banken zu überwinden. Die anthroposophische 
GLS Gemeinschaftsbank für Leihen und Schenken sammelt nicht nur zins-
niedrige oder -lose Geldanlagen ein, um sie entsprechend günstig an be-
stimmte Projekte weiterzureichen, sondern bietet vielfältige Formen, in de-
nen Geldanleger und Projektbetreiber in direkten oder doch näheren Kon-
takt kommen. Die Ökumenische Entwicklungsgenossenschaft (EDCS, seit 
1998 Oikocredit) verwaltet und vermittelt zinsgünstige Darlehen für Pro-
jekte in Entwicklungsländern.

Nachdem sich im kommerziellen Bereich sog. Barter–Clubs gebildet ha-
ben, die gegen Provision Tauschvorgänge vermitteln und damit Kreditauf-
nahmen mit Dauerbelastung vermeiden helfen, hat sich auch im alternati-
ven Sektor ein zunehmend dichter werdendes Netz von Tauschringen ent-
wickelt, die vor allem Dienstleistungen vermitteln und in selbsterfundenen 
Verrechnungseinheiten verbuchen (z.B. LET–Systeme in England, USA und 
Kanada, Talent–Tauschringe nach schweizerischem Vorbild; Näheres unter 
www.tauschring.de). Weil Geld zu teuer ist, kehren die Wirtschaftsteilneh-
mer zur Tauschwirtschaft zurück. Zwar sind die Umsatzmengen noch ge-
ring und der Aufwand relativ hoch. Doch sind auch solche Tauschringe ein 
Lernweg, um zu rekonstruieren, was Miteinanderwirtschaften eigentlich be-
deutet: Sich mit den eigenen Fähigkeiten auf die Bedürfnisse der anderen so 
einzustellen, dass die Fähigkeiten aller Teilnehmer/innen optimal entfaltet 
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und die Bedürfnisse aller bestens befriedigt werden. Dies gelingt nur, wenn 
sich die Menschen auch in der Zeitdimension  fair miteinander ausgleichen, 
statt zufällige Zeitvorsprünge zu Geld zu machen. 

Besonders einfach und eindrucksvoll lässt sich dies auch durch Leihgemein-
schaften erleben, in denen sich Menschen zusammenschließen, um z.B. eine 
Familie zu entschulden oder eine Existenzgründung zu ermöglichen. Die o/
ZB Stuttgart (www.ozb-stg.de) ist eine Selbsthilfeeinrichtung, die zinsloses 
Sparen und Leihen nach dem schwedischen JAK-System praktiziert.

Wegweisend sind die Initiativen für faire Preisgestaltung, insbesondere im 
Handel mit ärmeren Ländern: GEPA, Fair–Trade–Bewegung (siehe u.a. www.
eco-fair-trade-net.de), Initiative für faire Kaffeepreise, das Maikaal–Projekt 
zur Vermarktung biologisch–dynamisch hergestellter indischer Baumwolle 
in Europa, die SEKEM–Initiative in Ägypten u.a.

Interessant ist das von Dieter Suhr und Hugo Godschalk entwickelte Modell 
“Netzwerk Neutrales Geld”, wonach Sparkassen und Banken zusammen 
eventuell mit Kommunen, Kirchengemeinden, Betrieben und Einzelperso-

Neue Formen im Umgang 
mit Geld verändern mich 

und die Welt

Warum verbreiten sich Regionalwährungen?

Was kennzeichnet die neuen Formen des Leihens?

Welche weiteren Initiativen gibt es?

Leihgemein-
schaften

WIR

Spenden
GLSBarter

LET
Talent

Islamische Bank

Netzwerk 
Neutrales 

Geld

Direktkredit Oikocredit

gemein-

same 
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nen eine neue Kontoart anbieten, bei der für Guthaben Liquiditätskosten be-
rechnet und dafür nahezu zinslose Kredite ermöglicht werden. 

Wie in vielen anderen Ländern haben sich auch in Deutschland privat orga-
nisierte Regionalwährungen etabliert (siehe www.regiogeld.de), z. B. der 
Bremer Roland (www.roland-regional.de) und in Professionalität und Wachs-
tum allen voran der von CGW-Mitglied Christian Gelleri geleitete Chiem-
gauer (www.chiemgauer-regional.de). Sie wollen nicht nur regionale Wirt-
schaftskreisläufe fördern, sondern erproben gleichzeitig Modelle „alternden 
Geldes“ und gemeinnützigen Wirtschaftens.

Pflegestunden verrechnende Seniorengenossenschaften wie die in Riedlin-
gen (www.martin-riedlingen.de) sind Beispiele für Sektoralwährungen, die 
in Japan sogar auch staatlich gefördert werden.

Die Formenvielfalt dieser Suchbewegungen macht zuversichtlich, dass die 
Menschheit in der Lage ist, Währungszusammenbrüche kreativ zu nutzen.

Behutsamer Umgang mit Naturressourcen3.2.2	

Auch ohne den ökonomischen Druck von Ökosteuern kann man sich bereits 
so verhalten, wie man es mit Ökosteuern täte, also Energie und Wasser spa-
ren und das Autofahren nach Möglichkeit vermeiden.

Für die Bodennutzung bietet sich das von den Kirchen schon lange verwen-
dete Instrument des Erbbaurechts an, das Gebäude- und Grundstücksei-
gentum trennt und insbesondere Städten und Gemeinden zu empfehlen ist. 
Wenn sie verstärkt dazu übergehen, Grundstücke im Erbbaurecht zu verge-
ben, statt sie im kurzsichtigen Blick auf die Kassenlage zu verkaufen, si-
chern sie sich eine langfristig ergiebige Einnahmequelle und verwirklichen 
partiell das, was hier zur Bodenordnung vorgeschlagen wird. Denn der re-
gelmäßig an den Verkehrswert angepasste Erbbauzins schöpft die Boden-
rente voll ab, so dass der Boden nicht länger Kapitalanlage ist, sondern zum 
“besten Wirt” tendiert und sparsam und effektiv genutzt wird.

Miteinander wirtschaften3.2.3	

Als Alternativen zu renditeorientierten Betrieben gibt es vielfältige Model-
le, für die die Bedürfnisse und das Miteinander von Menschen im Vorder-
grund stehen:

http://www.regiogeld.de
http://www.roland-regional.de
http://www.chiemgauer-regional.de
http://www.martin-riedlingen.de
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Stiftungsunternehmen,•	

Genossenschaften,•	

Mitarbeitergesellschaften,•	

Selbsthilfegemeinschaften,•	

selbstverwaltete Betriebe,•	

vereinsgetragene Betriebe,•	

Kibbuz–Unternehmen,•	

lokale Beschäftigungsinitiativen,•	

Basisgemeinden,•	

Wirtschaft der Gemeinschaft (der Fokular–Bewegung),•	

Betriebsgemeinschaften und Kommunitäten•	

„Solidarische Ökonomie“ wird allmählich zum Leitbegriff einer weltwei-
ten Bewegung.

Was tun die CGW?3.3	
Die CGW sind ein Zusammenschluss von Menschen, die zu der hier vor-
gestellten Aufgabe sozialer Gestaltung Forschungs- und Bildungsarbeit 
leisten oder diese fördern. Die CGW nehmen Stellung zu wichtigen Papie-
ren wie z.B. zum Entwurf eines gemeinsamen Wortes der Kirchen zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage in Deutschland (1995) und zum Arbeitsdo-
kument der II. Europäischen Ökumenischen Versammlung in Graz (1997). 
Die CGW organisieren öffentliche Tagungen, beteiligen sich an Veranstal-
tungen anderer Organisationen und geben einen Rundbrief heraus. Unse-
re Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung (AG GWO – www.ag-gwo.
de) entwickelt und pflegt didaktische Materialien, z.B. die Plakatausstellung 
“Gerechtes Geld – gerechte Welt”.

CGW–Mitglieder stellen sich als Referent/innen zur Verfügung, publizieren 
Bücher, Aufsätze und Leserbriefe, geben Interviews, betreuen Informations-
stände und engagieren sich in Leihgemeinschaften, Tauschringen, Regional-
währungen und anderen Initiativen für faires Miteinanderwirtschaften.
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Die CGW verstehen sich als Teil der Bewegung für Gerechtigkeit, Frieden 
und Bewahrung der Schöpfung. Wir sind Mitglied des Ökumenischen Net-
zes in Deutschland (www.OeNiD.de) und bei Attac, unterstützen KAIROS 
Europa und arbeiten mit vielen ähnlich orientierten Organisationen zusam-
men. Damit zukunftsweisende Ideen auch Wege zur politischen Durchset-
zung finden, fördern die CGW die Bestrebungen des Vereins Mehr Demo-
kratie, auf allen politischen Ebenen faire Verfahrensregelungen über Volks-
abstimmungen zur Verfügung zu stellen.
Wir wenden uns an alle in der Jugend- und Erwachsenenbildung Tätigen. 
Wir freuen uns über ihr Interesse und erst recht über ihre Mitarbeit. Sie fin-
den bei uns vielfältige Möglichkeiten, sich selbst und andere sachkundig zu 
machen, sowie Anregungen zu praktischem Tun.

Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung

Handeln braucht WissenHandeln braucht Wissen
Erkenntnisse sammeln, vertiefen und verbreiten.

Bildungsarbeit für eine gerechte Wirtschaftsordnung
erfordert Ideen und viele kleine Schritte

Wie mache ich mich sachkundig?
Wie kann mein Beitrag aussehen?

Welche Widerstände sind zu erwarten?

8.1

http://www.OeNiD.de
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Anhang

CGW-Anschriften

1. Vorsitzender:	 Rudolf Mehl, Bauschlotterstr. 4 
75249 Kieselbronn, Tel. 07231/52318	

2. Vorsitzender:	 Dr. Christoph Körner, Erlbachtal 40, 
09306 Erlau, Tel. 03727/979065

Geschäftsführer:	 Albrecht Grüsser, Rudeloffweg 12, 
14195 Berlin, Tel. 030/8312717

Rundbriefredaktion:	 Rudolf Mehl, Bauschlotterstr. 4 
75249 Kieselbronn, Tel. 07231/52318

Internet:	 www.cgw.de, E-Mail: info@cgw.de

Weitere Organisationen

Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung (AG GWO), Rudolf Mehl, •	
Bauschlotterstr. 4, 75249 Kieselbronn, www.ag-gwo.de 

Sozialwissenschaftliche Gesellschaft (Northeim),  •	
www.sozialwissenschaftliche-gesellschaft.de 

Seminar für freiheitliche Ordnung e.V., Badstraße 35, 73087 Bad Boll, •	
www.sffo.de  

INWO – Initiative für Natürliche Wirtschaftsordnung e.V.,  •	
Blasiusstr. 63, 40221 Düsseldorf – www.inwo.de   
INWO Schweiz, Postfach, 5001 Aarau (CH), 
INWO Austria, Staudingergasse 11, A-1200 Wien (A)

Initiative “Netzwerk Dreigliederung”, Haußmannstr. 44a,  •	
70188 Stuttgart – www.sozialimpulse.de 

Equilibrismus e.V. – •	 www.equilibrismus.de 

Regiogeld e. V. – •	 www.regiogeld.de  

Omnibus Gemeinnützige GmbH für Direkte Demokratie,  •	
Öschstr. 24, 87439 Kempten – www.omnibus.org 

http://www.cgw.de
http://www.ag-gwo.de
http://www.sozialwissenschaftliche-gesellschaft.de
http://www.sffo.de
http://www.inwo.de
http://www.sozialimpulse.de
http://www.equilibrismus.de
http://www.geldreform.de
http://www.omnibus.org
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Zeitschriften

Zeitschrift für Sozialökonomie – •	 www.sozialoekonomie.de,  
www.sozialoekonomie-online.de 
Fragen der Freiheit, Seminar für freiheitliche Ordnung e.V. –  •	
www.sffo.de 
Alternativen – •	 www.alternativen.biz 
Humane Wirtschaft – •	 www.humane-wirtschaft.de 
Sozialimpulse. Rundbrief Dreigliederung des sozialen Organismus – •	
www.sozialimpulse.de 

http://www.sozialoekonomie.de
http://www.sffo.de
http://www.alternativen.de
http://www.humane-wirtschaft.de
http://www.sozialimpulse.de
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